Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 110. 


Gr. 6884. Reglement über die Einrichtung des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens in 
Weſtpreußen. Vom 11. September 1867. 


Wia Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen i. 


kordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Weſtpreußiſchen Landarmen⸗ 
ud Korrigendenweſens, nach Anhörung des Provinziallandtages, unter Aufhebung 
8 Landamen⸗Reglements vom 31. Dezember 1804., auf Grund des §. 37. des 


105 Di die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842., 
has folgt: 8 i 


J. Umfang des Verbandes. 


. 1. 


Der Weſtpreußiſche Landarmenverband umfaßt die Regierungsbezirke 
Morienwerker und Danzig. N 


II. Deſſen Zwecke im Allgemeinen. 


H. 2. 
1 Er Hit die Verpflichtung: 
I dur fürſorge für die Landarmen nach $$. 9. 12. 13. 15. 23. 24. und 


30. des Armengeſetzes vom 31 Dezember 1842, und Artikel 2. des 
Geſees vom 21. Mai 1855., ſowie zur Gewährung von Beihülfen für 


unvemögende Gemeinden nach $. 14. des erſtgedachten Geſetzes; 


2) zur Interhaltung der mit dem Landarmenweſen in Verbindung ſtehenden 
Anſtlten. Dieſe ſind zur Zeit: 


a) die Irrenanſtalt zu Schwetz, 
dung 1867. (Nr. 6884.) 205 b) die 


Ausgegeber zu Berlin den 10. Oktober 1867. 


| ee | 
b) die Taubſtummenanſtalt zu Marienburg, 
in Betreff deren Verwaltung beſondere Reglements beſtehen , 
e) die Beſſerungsanſtalt zu Graudenz und 
d) das Landkrankenhaus zu Schwetz, | 
welches mit der dortigen Irrenanſtalt in Betreff der Direkton, Ad⸗ 
miniſtration und Oekonomie verbunden iſt, und nach einen beſon⸗ 
deren Regulativ verwaltet wird; i 
3) zur Gewährung der Hebammen ⸗Unterſtützungen / 
4) zur Zahlung von jährlich 2792 Rthlr. 13 Sgr. 6 Pf. an ben Pro⸗ 
vinzial⸗Invalidenfonds. i 


III. Von den Zwecken des Landarmenverbandes im Beſorderen. 


i $. 3. 
1. Die Beſſerungsanſtalt in Graudenz. 
In die Beſſerungsanſtalt zu Graudenz, deren innere Hausordung nach 


dem Reglement dieſer nftalt gehandhabt wird, find aufzunehmen: . 


1) Landſtreicher, Bettler und ſonſtige Perſonen, gegen welche nach ver 
büßter Strafe auf Grund des F. 120. des Strafgeſetzbucht von der 
Landespolizeibehörde Einſperrung in ein Arbeitshaus feſtgeſetz iſt 

2) Weibsperſonen, welche wegen gewerbsmäßig betriebener Unzudt gerichtlich 
beſtraft ſind und gegen die außerdem Einſperrung in ein Arbeitshaus 
nach Beendigung der Gefängnißſtrafe auf Grund des F. 146. des Straf 
geſetzbuchs erkannt iſt 5 i 

3) jugendliche Verbrecher, welche nach $. 42. des Saasen wegen 
Mangels an Unterſcheidungsvermögen zwar freigeſprochen, jedoch MM 
der Beſtimmung des Strafurtels in eine Befferungsanftlt unterzu 
bringen find; J 

4) Perſonen, gegen welche nach Artikel 11. bis 14. des @efehes wn * 
21. Mai 1855. (Geſetz⸗Samml. S. 311.) die Unterbringing in e 
Arbeitsanſtalt angeordnet iſt / i 5 

5) ungerathene oder verwahrloſte Pflegebefohlene reſp. Kinder unter välkr⸗ % 
licher Gewalt, nach extheilter Genehmigung des Vormundſoaftsgericht “ 
auf Antrag der Ortsbehörde. 05 a A 


| §. 4. 
2. Das Landkrankenhaus zu Schwetz. 
Es ſoll dahin gewirkt werden, daß durch Einrichtung von Kommi 


marchen die Aufhebung des Landkrankenhauſes angebahnt werde. Bis dahin 
werder in die Anſtalt vorzugsweiſe ſolche chroniſche Kranke, welche an Ekel 
erregeiden oder anſteckenden Krankheiten leiden, aufgenommen, andere Kranke nur 
nach Naaßgabe des dann noch verbleibenden Raumes und auch nur dann, wenn 
ſie ſchber heilbar find und in ihrem heimathlichen Kreiſe nicht in geeigneter Weife 
verpflat werden können. Sofern die Kranken Ortsarme oder von ihren An⸗ 
gehörien zu unterhalten find (Privatkranke), erfolgt ihre Aufnahme gegen den 
von dr Landarmen⸗Direktion zu beſtimmenden Koſtenſatz. 


$. 5. 
3. Die Hebammen-Unterftüßungen. 


Die Hebammen -Unterftügungen werden bedürftigen und — worauf es 
hauptſchlich ankommt — durch Eifer, Geſchicklichkeit und ſittlichen Lebenswandel 
würdien Landhebammen, auch, ſoweit es ohne Beeinträchtigung derſelben ge⸗ 
ſchehenkann, ſolchen Hebammen in den Städten gewährt (efr. $. 19.). 


F 6, 
4. Der Provinzial-Invalidenfonds. 


1 Der Provinzial⸗Invalidenfonds wird aus dem im $. 2. Nr. 4. erwähnten 
Beitrage von 2792 Rthlr. 13 Sgr. 6 Pf., als den Zinſen der früher zum Bau 
und zr Einrichtung der Beſſerungsanſtalt zu Graudenz aus der Staatskaſſe her 
gegeben Koſten und den Zinſen ausgeliehener Kapitalien gebildet. 

Die jährliche Einnahme deſſelben wird auf die Regierungsbezirke Danzig 
unnd Narienwerder nach der von ſechs zu ſechs Jahren zu ermittelnden Zahl der 
in 115 der beiden Bezirke wohnenden unterſtützungsbedürftigen Invaliden 
bVerthei. f 

6 Die betreffenden Antheile werden zur Verabreichung von Gnadengehältern 
an venente und erwerbsunfähige entlaſſene Militairperſonen, welche aus Weſt⸗ 
pPreuße gebürtig find und innerhalb der betreffenden beiden Regierungsbezirke fich 
i 101 090 nach Maaßgabe der darüber beſtehenden Beſtimmungen verwendet 
eir, (20.). 


„„ Wird ein Gnadengehaltsempfänger der Beſſerungsanſtalt überwieſen, fo 
fillt is Gnadengehalt während der Dauer der Detention dieſer Anftalt zu. 

ſtückſichtlich des Verluſtes des ee . anderer Vergehen 
teip. erbrechen verbleibt es bei den hinſichtlich des Verluſtes der aus Staats⸗ 
fonds ewährten Militair- Gnadengehälter beſtehenden Beſtimmungen. 


IV. Mittel zur Erreichung obiger Zwecke. 


§. 7. f 
Zur Erreichung der im Abſchnitt II. und III. angegebenen Zwecke und 
Ar Breitung der Koſten der Verwaltung iſt ein Landarmenfonds gebildet, 
8 deſſen innahmen vorzugsweiſe in n 57 (efr. 0 
5 (Nr, 64.) Z 5 ; 1 5 5. 


Aus demſelben werden auch die Unterhaltungskoſten der Beſſerungsnſtalt 
in Graudenz beſtritten, ſoweit ſie nicht aus deren eigenthümlichen Einnhmen 
(efr. $. 9.) gedeckt werden. 5 | . 

Die Gehälter der gemeinſchaftlichen Beamten der Graudenzer Stra und 
Beſſerungsanſtalt, ihre Penſionen und Miethsentſchädigungen fallen dein Weſt⸗ 
preußiſchen Landarmenverbande in dem Verhältniß zur Laſt, wie ſolchs ver⸗ 
tragsmäßig feſtgeſetzt iſt. : 


F. 9. ö 
Die eigenthümlichen Einnahmen der Beſſerungsanſtalt beftehen in gen 
den Titeln: f 


1) in dem Arbeitsverdienſte der Detinirten; 


2) in den Einnahmen aus den Nutzungen ihrer Grundſtücke und aderer 
Vermögensobjekte, ſowie in ſonſtigen Zuwendungen; 
3) in den Beträgen, welche für den Unterhalt der Häuslinge aus deren 


eigenem Einkommen und Vermögen eingezogen werden können oder 1 
von anderen Verpflichteten gezahlt werden; f 


4) in den Verpflegungsgeldern, welche 1 
a) für die nach Artikel 11. bis 14. des Geſetzes vom 21. Mail8s55. 

detinirten Perſonen (§. 3. Nr. 4.) und für die verwahrloſten kinder 
($. 3. Nr. 5.) von den Gemeinden, Ba 
b) für die Weibsperſonen ($. 3. Nr. 2.) und für die jugendliche Ver⸗ 

brecher ($. 3. Nr. 3.) von der Staatskaſſe 
zu entrichten ſind. i 

$. 10. | 
In Beziehung auf den Nachlaß der in der Beſſerun Sanſtalt verſtobenen 
Detinirten hat dieſelbe kein Erbrecht. Der Landarmenverban iſt jedoch berhtigt, 
zur Deckung der Unterhaltungskoſten der in der Anftalt verſtorbenen Häplinge 
den etwaigen Ueberverdienſt derſelben und die mitgebrachten baaren Geldt und 
ſonſtigen, von den Beamten der Anſtalt gewiſſenhaft zu tayivenden Effekten ohne 
Verpflichtung zur Einlaſſung auf die gerichtliche Nachlaßregulirung, eigenthmlich 


zurückzuhehalten, und nur den nach erfolgter Deckung dieſer Koſten verbleienden | 


eberreſt an die den Nachlaß regulirende Behörde oder die legitimirten Erben 

auszuliefern, denen auf Verlangen deshalb der erforderliche Nachweis ggeben 
werden ſoll. i 
$. 11. 


Die Koſtenſätze für Verpflegung, Bekleidung und ärztliche Bedüfniſſe 
der in die Beſſerungsanſtalt aufgenommenen, im F. 3. ad 2. bis 5. aufgeſſge. Bi 


- 713 
Perſonen werden durch den Provinziallandtag unter Zuſtimmung des Ober⸗ 
ſidenten feſtgeſetzt. 
Vorerſt und ſo lange keine andere Feſtſetzung erfolgt, werden dieſe Koſten 
folgende Beträge normirt: a 


I) für unzüchtige Weibsperſonen und für jugendliche Verbrecher (§. 3. 
Nr. 2. und 3.) die Selbſtkoſten ; 


2) für Arbeitsſcheue und dergleichen ($. 3. Nr. 4.) und für verwahrloſte 
Kinder (§. 3. Nr. 5.) 2 Sgr. pro Tag. 


9. 12. 


Die Koſten für den Transport der Detinirten, ſowie für die Beerdigung 
der verſtorbenen n werden von denjenigen entrichtet, welchen die Zahlung 
der Verpflegungskoſten obliegt. 


i 8 4 

5 Für die im §. 3. Nr. 1. bezeichneten Landſtreicher, Bettler u. ſ. w. fallen 
die dates, Transport- und Begräbnißkoſten dem Landarmenverbande 
tal. , 


An Transportkoſten werden, ſoweit nicht der Transport nach Maaßgabe 
tt Oberpräſidial⸗Inſtruktion vom 6. Oktober 1863. und deren etwaige Ergän⸗ 
aan reſp. Abänderungen mittelſt Eiſenbahn ſtattfindet, bis auf Weiteres 
agutigt: 

J) für Verpflegung der Transportaten pro Tag 2 Sgr. 6 Pf., 

2) für jeden erforderlichen Transportbegleiter pro Mann und Meile 5 Sgr., 
3) für ein einſpänniges Fuhrwerk pro Meile 11 Sgr. 3 Pf., und in Er⸗ 


mangelung eines ſolchen Fuhrwerks für ein zweiſpänniges Fuhrwerk pro 
Pferd und Meile 7 Sgr. 6 Sgr. 


Ein Jeder, welcher in der Anſtalt detinirt wird, iſt nach ſeinen Kräften 


At Arbeit verpflichtet, und muß den Verdienſt aus derſelben Behufs Deckung 
U Koften feiner Verpflegung und Detention der Anſtalt überlaſſen. 


Landarmen-, Irrenhaus und Hebammen -Unterftügungsbeiträge, 


$. 15. 


Die am Schluſſe des $. 7. erwähnten Provinzialbeiträge werden jährlich, 
b damen. „Irrenhaus und Hebammen⸗Unterſtützungsbeiträge zuſammen, 


en Bewohnern der Regierungsbezirke Danzig und Marienwerder u 
v. 6884.) 8 16 
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geführt. 


F. 16. 


Die Vertheilung und Erhebung der im H. 15. erwähnten Beiträge erfolgt 
auf Grund eines vom Oberpräſidenten beſtätigten Beſchluſſes des Wrovinzial 


landtages, und bleiben bis zu einer hiernach erfolgten Abänderung die beſtehenden 
Beſtimmungen in Kraft, wonach die Beiträge nach dem Maaßſtabe der Klaſſen⸗ 


und klaſſifizirten Einkommenſteuer aufgebracht werden. | 
Was insbeſondere die Hebammen ⸗Unterſtützungsbeiträge betrifft, ſo ſind 
dem jedesmaligen Provinziallandtage die von den Regierungen zu Danzig und 
Marienwerder motivirt aufgeſtellten Gutachten über die Höhe der in ihren Be⸗ 
zirken zu den Unterſtützungen erforderlichen Summen, mit der Aeußerung der 
Weſtpreußiſchen Landarmen⸗Direktion ($. 17.) verſehen, durch den Oberpräſidenten 
1 Beſchlußnahme über den auf den Landarmenfonds für jeden der beiden 
Regierungsbezirke anzuweiſenden Hebammen⸗Unterſtützungsfonds vorzulegen. 


VI. Innerk Organiſation des Landarmenverbandes. 


si : 


Dem Weſtpreußiſchen Landarmenverbande wird fortan die ſelbſtſtändige 
Verwaltung des Landarmenweſens unter Kontrole und Oberaufficht der Staats⸗ 
behörden zugeſtanden. 

Dieſe Verwaltung wird von der bisherigen Weſtpreußiſchen Landarmen⸗ 
Kommiſſion unter der Bezeichnung: 2 


„Landarmen-Direktion für Weſtpreußen“ 


$. 18. 


So lange jedoch die Verwaltung der Beſſerungsanſtalt zu Graudenz mit 
der dortigen Strafanſtalt verbunden it, gebührt dieſelbe dem Oberpräſidenten, 
von welchem ſie zur Zeit der Regierung zu Marienwerder übertragen iſt. Der 
Landarmen⸗Direktion ſteht hierbei dieſelbe Mitwirkung zu, welche die Mel 
preußiſche Landarmen⸗Kommiſſion nach der bisherigen Verfaſſung und ind 

ch dem angeſchloſſenen Regulative vom 17, Oktober 1826. gehabt hat, 


beſondere na 
2 $. 19. 


Auch die Verwendung des Hebammen ⸗Unterſtützungsfonds (cf. 9. 16% 
verbleibt den Regierungen zu Danzig und Marienwerder, jedoch mit der Maaß 
gabe, daß fie bei allen fortlaufenden Unterſtützungen der Hebammen nicht nur 
die Gutachten der Kreislandräthe und Phyſiker, ſondern auch der Kreis⸗Armen. 
kommiſſion (efr. §. 33.) einzuholen haben. N 5 

Die Rechnungen dieſer Fonds ſind, mit den Reviſionsbemerkun en der 4 
Landarmen⸗Direktion verfehen, dem jedesmaligen Provinziallandtage zur a 9 


Ertheilung der Decharge unter Vorbehalt der Genehmigung des Oberpräſi⸗ 


0 denten einzureichen. n 
F. 20. 


Nicht minder verbleibt der Regierung zu Marienwerder die Verwaltung 
des Provinzial⸗Invalidenfonds und ihr, ſowie der Regierung zu Danzig die 
ſelbſtſtändige Verwendung ihrer Antheile (efr. $. 6.). 


$. 21. 


Nicht berührt wird ferner durch die Uebertragung der im $. 17. erwähnten 
Funktionen an die Landarmen- Direktion: 


N 1) die Befugniß der Verwaltungsbehörden zum Erlaß der im Artikel 6. 
und Artikel 11. bis 15. des Geſetzes vom 21. Mai 1855. gedachten 
1 Reſolute 


2) die Befugniß der Regierungen zur Entſcheidung darüber, ob in den 

Fällen der $$. 117. bis 119. des Strafgeſetzbuchs der Verurtheilte nach 
ausgeſtandener Strafe in ein Arbeitshaus gebracht werden ($. 120. J. e.) 
und wie lange die in einem ſolchen Falle oder eine auf Grund der 
§§. 42. und 146. des Strafgeſetzbuchs verhängte Beſſerungshaft dauern, 
imgleichen ob gang einen verurtheilten Ausländer auf Grund des H. 120. 
a. a. O. mit Landesverweiſung verfahren werden fol; 


3) die Kompetenz der Regierungen zur Entſcheidung von Streitigkeiten im 
Sinne der $$. 33. und 34. des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842. 
einſchließlich der Streitigkeiten zwiſchen dem Landarmenverbande einer- 
ſeits und einzelnen in deſſen Bereich gelegenen Ortsarmenverbänden 
andererſeits) / 


4) die Zuſtändigkeit der Regierungen zur Ausübung der Dienſtdisziplin über 
die Unterbehörden auch innerhalb des durch dieſes Reglement berührten 
Verwaltungsgebiets und zum Erlaß hierauf beruhender allgemeiner An⸗ BE 
ordnungen. 3 
. 22 b 
Provinziallandtag. 


r. 6884.) | ter⸗ 


$. 23. f 
Oberaufſicht des Staates. 1 


In allen im F. 22. nicht erwähnten Beziehungen iſt die Landarmen⸗ 
Direktion der Oberaufſicht und Kontrole des Oberpräſidenten der Provinz unter 
worfen, welcher auch vorkommende Beſchwerden entſcheidet. In weiterer Inſtang 
geht die Entſcheidung an den Miniſter des Innern. ; 


F. 24. 


Kommiſſarius des Staates. a 


Zur unmittelbaren Ausübung der Oberaufſicht und Kontrole des Staates f 
ernennt der Oberpräfident der Provinz einen Königlichen Kommiſſarius, der an 


den Berathungen der Landarmen⸗Direktion Theil nehmen kann, indeſſen kenn 
Mitverwaltung, ſondern ohne poſitive Einwirkung nur die Kontrole über de 


Geſetzmäßigkeit des Verfahrens, insbeſondere zur Wahrnehmung des lande e 
lichen Intereſſes, ausübt. Dieſer Königliche Kommiſſarius hat zwar bei 

Berathungen der Landarmen⸗Direktion keine Stimme, findet derſelbe indeſſen B“ 
denken bei den Beſchlüſſen derſelben und iſt eine Einigung nicht zu erreichen, 
fo muß deshalb an den Oberpräſidenten zur Entſcheidung berichtet werden; eint 
weilen darf aber die Landarmen⸗Direktion nichts gegen den Widerſpruch d 
Erſteren verfügen, vielmehr hat fie in eiligen Fällen ihre Maaßregeln fo zu ne 
men, daß demſelben und der deshalb zu erwartenden höheren Entſcheidung nicht 
vorgegriffen werde. Alle Berichte der Landarmen⸗Direktion an den Oberp riß 
denten der Provinz gehen durch die Hände dieſes Kommiſſarius zur Kenntnif 
nahme und etwaigen Hinzufügung feines Gutachtens; desgleichen gehen alle Vun 
fügungen des Oberpräſidenten an die Landarmen - Direktion bei demſelben n 
Kenntnißnahme durch. > 


§. 25. 
Randarmen » Direktion. 


zeffen, Käufen, Verkäufen und fonftigen Verträgen. Zu den Gefchäften 
armen⸗Direktion gehört außerdem: b 


a) die Beauffichtigung und Leitung der Verwaltung der Irrenanſtalt 1 


ee 3 


„ 


des Landkrankenhauſes zu Schwetz, ſowie der Taubſtummenanſtalt zu 
Marienburg nach Maaßgabe der beſonderen Beſtimmungen über dieſe 
Provinzial⸗Inſtitute a i 


b) die Aufficht über die Adminiſtration der Fonds diefer Inſtitute, ſowie 
über das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen des geſammten Landarmenfonds, 
welchen fie in allen feinen Theilen ſelbſtſtändig verwaltet (efr. $. 172 55 


e) die in den $$. 16. 18. und 19. erwähnten Funktionen in Betreff des 
Hebammen ⸗Unterſtützungsfonds und der Befferungsanftalt zu Graudenz; 


ch die Aufficht über die gewiſſenhafte Dienſtführung und den ſittlichen 
Wandel der Beamten und des Dienſtperſonals aller aus dem Land- 
armenfonds unterhaltenen Anſtalten, nach Inhalt der denſelben ertheilten 
Dienſtanweiſungen und nach Maaßgabe der beſonderen Beſtimmungen 
über die Verwaltung jener Anftalten; 


e) die Feſtſetzung und Anweiſung aller aus dieſem Fonds zu bewilligenden 
fortlaufenden und extraordinairen Unterſtützungen, zu erſtattenden Kur⸗ und 
Verpflegungskoſten, zu gewährenden Beihülfen an arme Kommunen und 
Sn af Unterhaltung der verſchiedenen Provinzialanſtalten zu zahlenden 

uſchüſſe; 5 


f) die Kontrole aller dem Landarmenfonds und den ad a. gedachten Anſtalten 
zuſtehenden Einnahmen. 


5 In ihren Verſammlungen erfolgen die Beſchlüſſe nach kollegialiſcher 
Berathung durch Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende 
den Ausſchlag. Um einen gültigen Beſchluß zu faſſen, müſſen mindeſtens drei 
Mitglieder der Direktion oder deren Stellvertreter anweſend ſein. 


$. 26. 
Die Wahl der Mitglieder der Landarmen⸗Direktion und ihrer Stellvertreter 
bird durch den 1 landtag vollzogen, und unterliegt der landesherrlichen 


| Betätigung. Sie erfolgt auf ſechs Jahre. Die Ausſcheidenden können wieder 
ewählt werden. 
| . 27. 


226 $. 28. 


$. 28. 


Die Landarmen⸗Direktion verſammelt ſich in jedem Jahre mindeſtens zwei 
Mal an dem von ihrem Vorſitzenden zu beſtimmenden Orte. a 
Vorher hat fie dem Oberpräſidenten und dem Königlichen Kommiſſarius 
unter Angabe der ale Anzeige zu machen, dem Erſteren auch 
von den Konferenzprotokollen Abſchrift 17 0 7 


$. 29. 


Bei Reifen erhalten die Mitglieder der Landarmen⸗Direktion die den Abge- 

ordneten des Provinziallandtages zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten. ei: 
Die Auslagen für die Beſorgung der Korreſpondenzen und fonftige Unkosten 

ſind aus dem Landarmenfonds zu erſtatten. 1 


§. 30. 
Ständiger Kommiſſarius. 


Sämmtliche der Landarmen⸗Direktion obliegenden Geſchäfte, namentlich auch 
die Aufſicht über die im F. 2. erwähnten Anftalten — mit Ausnahme der 
Beſſerungsanſtalt in Graudenz — beſorgt, wenn die Landarmen⸗Direktion nicht 
beiſammen iſt, ein von ihr in der Regel aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre er 
wählter ſtändiger Kommiſſarius als ihr Organ. Sie iſt berechtigt, auch einen 
anderen angeſehenen und geſchäftskundigen Bewohner des Landarmenverhandes 
zu erwählen, doch bedarf dieſe Wahl der landesherrlichen Beſtätigung. . 

Für den Fall, daß der ſtändige Kommiſſarius nicht Mitglied der Direktion 
iſt, hat er zwar das Recht, an den Sitzungen derſelben Theil zu nehmen, en 
Stimmrecht ſteht dieſem jedoch nicht zu. 

Als Organ der Landarmen⸗Direktion iſt der ſtändige Kommiſſarius vel 
pflichtet, neben der allgemeinen Beauffichtigung derjenigen von den oben erwähnten 
Anſtalten, für welche kein beſonderer ſtändiger Kommiffartus ernannt iſt, auch d 
ihm in Bezug auf dieſelben von der Landarmen⸗Direktion zu ertheilenden ſpeziellen 
Aufträge auszurichten, ſowie alle Anträge, welche auf fortlaufende oder eytun 
ordinaire Unterſtützungen aus dem Weſtpreußiſchen Landarmenfonds oder auf 
e von anderen Armenverbänden vorgeſchoſſener Unterſtützungen, Kur 
un e abzielen, zu prüfen und eventuell auf die Kaſſe an 
zuweiſen. f ai 


be 
— 


$. 31. 


Fortlaufende Unterſtützungen, Kindererziehungsgelder, ſowie Beihilfen 
arme Kommunen nach F. 14. des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842. k 
derſelbe nur, nachdem die Landarmen⸗Direktion ſich hiermit einverſtanden er 
hat, bewilligen, und hat er zu dieſem Behufe die desfallſigen Anträge vollſtä 
vorzubereiten, zu ſammeln und der Direktion rechtzeitig zuzuſtellen.— 


$. 32. ; 

Um die Landarmen⸗Direktion in den Stand zu ſetzen, ihre Erklärungen 
cherer abzugeben, ſoll jeder Antrag auf fortlaufende Unterſtützung, Kindererzie⸗ 
ungsgelder oder auf eine den armen Kommunen zu gewährende Beihülfe aus 
em Landarmenfonds mit den darauf bezüglichen Verhandlungen der betreffenden 

Kreis⸗Armenkommiſſion (ekr. $. 33.) zum Gutachten vorgelegt werden. In den 
Städten Danzig, Elbing und Thorn wird das desfallſige Gutachten von den 
Magiſtraten abgegeben. 


$. 33. 


Für die Bildung und Geſchäftsführung dieſer Kreis⸗Armenkommiſſionen 
). 32.) iſt die anliegende Anweiſung maaßgebend. Abänderungen derſelben find 
auf den Antrag der Landarmen⸗Direktion von dem Provinziallandtage unter Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten feftzuftellen, 


$. 34. 


Außerordentliche Unterſtützungen aus dem Landarmenfonds zu bewilligen 
und die von anderen Armenverbänden vorgeſchoſſenen Kur⸗ und Verpflegungs⸗ 
koſten für Landarme denſelben erſtatten zu laſſen, iſt zwar der ſtändige Kommiſſa⸗ 

befugt, iſt aber verpflichtet, der Landarmen⸗ Direktion bei ihrem jedesmaligen 
Zuſammentritt eine ſpezielle Nachweiſung derſelben mit den Akten vorzulegen. 


$. 35. 


Auch hat er der Landarmen⸗Direktion über alle außerordentlichen Vorfälle, 

er etwaige Verbeſſerungsvorſchläge und über das Ergebniß der aus eigener 
Veranlaſſung oder auf Anordnung der Landarmen⸗Direktion von ihm vorzu⸗ 
nehmenden Reviſionen der verſchiedenen Anſtalten reſp. deren Kaſſen zu berichten, 


deren Beſtimmungen einzuholen. 


$. 36. 


Die Kaſſe des Landarmenverbandes, welche ſich in Graudenz befindet, 
uf, fo lange fie von dem Rendanten der dortigen Strafanſtalt verwaltet, und 
vom Direktor derſelben alle Monat revidirt wird, von dem ſtändigen Kommiſſarius 
wenigstens ein Mal in jedem Jahre außerordentlich revidirt werden. 5 
Zu dem Depoſitorium, welches mit drei verſchiedenen Schlöſſern verſehen 
N muß, wird der eine Schlüſſel von dem ſtändigen Kommiſſarius, der zweite 
bon dem Anſtaltsdirektor und der dritte von dem Rendanten geführt. 


. N 
Der ſtändige Kommiſſarius erhält für ſeine Mühewaltung, Beſchaffung 
üreaus und ſämmtlicher Schreibmaterialien, zur Annahme und Beſoldung 
Subalternbeamten eine von dem Provinziallandtage von ſechs zu ſechs 
G. 6884. 226* Jahren 


23 


1720 


Jahren feſtzuſetzende, in monatlichen Raten praenumerando zu zahlende En 
ſchädigung aus dem Landarmenfonds. 5 ö 

Die Koften der etwa nothwendig werdenden Rechtsbeihülfe wie der Kal 
kulaturarbeiten und die Reiſen des ſtändigen Kommiſſarius werden, und zwa 
die letzteren nach F. 29., beſonders vergütigt. 


VII. Schlußbeſtimmungen. : = 
$. 38. = 1 


Die Landarmen⸗Direktion hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſt 
die Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und das 
Korrigendenweſen in einer ſummariſchen Nachweiſung durch die Amtsblätter der 


Regierungen zu Marienwerder und Danzig zur öffentlichen Kenntniß zu bringe 


F. 39. 


Die Königlichen und Ortsbehörden haben den Requiſitionen der Lan 
armen⸗Direktion und deren Organe gebührende Folge zu geben. g 


Se 


Der Landarmen⸗Direktion gebührt die Portofreiheit in dem durch d 
Portofreiheits-Regulativ vom 3. Februar 1862. unter Nr. 25. des Verzeichnis 
zu Abſchnitt III. beſtimmten Umfange. 


Eine weitere Portofreiheit ſteht der Landarmen⸗Direktion nicht zu. 


| $. 4. 
Das gegenwärtige Reglement tritt mit dem 1. Januar 1868. in Kun 


v2 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


F. 42. i 
Die in dem vorſtehenden i ee bezeichneten Funktionen der Landarme 
9 


Direktion ſind von der nach dem Regulativ vom 17. Oktober 1826. bisher 9 

ſtandenen Landarmen⸗Kommiſſion in Gemeinſchaft mit der Danziger Hülfsk 

miſſion fo lange auszuüben, bis in der nach erfolgter Beſtätigung des Reglemel 

ſtattfindenden Verſammlung des Provinziallandkages die Wahl der Direktion 

mitglieder vollzogen iſt. - 8 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. September 1867. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. zu Eulenbur 


Anweiſung 


i | zur 


1 Bildung und Geſchaͤftsfuͤhrung der Kreis⸗Armenkommiſſionen 
\ in Weſtpreußen. 


8 


Ar Mitwirkung bei der Landarmenverwaltung wird in jedem landräth⸗ 


ichen Kreiſe des Weſtpreußiſchen Landarmenverbandes eine Kreis-Armen⸗ 
kommiſſion gebildet. 


Funktionen der Kreis-Armenkommiſſion. 


f ö $. 2. 
Die Funktionen der Kreis-Armenkommiſſion find folgende: 


a) die ihnen von den Königlichen Landrathsämtern vorzulegenden Anträge 
auf Bewilligung von forklaufenden Unterſtützungen un Kindererziehungs⸗ 
geldern aus dem Landarmenfonds zu prüfen und zu begutachten, 


b) die Entſcheidung der Landarmen⸗ Direktion über die nach $. 14. des 
Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842. unvermögenden Gemeinden zur 
Verpflegung ihrer Armen aus dem Landarmenfonds ihres Kreiſes zu 
gewährende Beihülfe gutachtlich vorzubereiten ; 


e) die gutachtliche Aeußerung über die Gewährung von fortlaufenden Heb⸗ 
ammen⸗Unterſtützungen nach $. 19. des Landarmen-⸗Reglements. 


Zuſammenſetzung der Kreis-Armenkommiſſion, Diſtrikts— 
f kommiſſarien. 


. 3. 


Die Kreis⸗Armenkommiſſionen beſtehen unter dem Vorſitze des Kreisland- 

athes aus vier vom Kreistage gewählten Mitgliedern. 

Außer dieſen Mitgliedern wählt der Kreistag eine dem Umfange des Krei⸗ 

angemeſſene Zahl von Diſtriktskommiſſarien, deren jedem ein in der Nähe 
es Wohnorts belegener Bezirk zugetheilt wird. 1 

. 6884.) el 


— 12 — 
Bei Abgrenzung der eben gedachten Bezirke und der danach erfolge 
Eintheibeng der Kreiſe iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß jeder der Dit 
kommeſſarien die ihm obliegenden örtlichen Prüfungen der Verhältniſſe de 
feinem Bezirke befindlichen Landarmen ohne erheblichen Zeitaufwand und zu groß 
Beläſtigung auszuführen im Stande ift. Die Genehmigung der von den Kreis, 
landräthen zu entwerfenden Bezirkseintheilung ſteht dem Kreistage zu. 1 
Die Diſtriktskommiſſarien werden zu den Sitzungen der Kreis⸗Armenkommi⸗ 
ſion eingeladen, wenn bei der letzteren eine ihren Bezirk betreffende Landarmen⸗ 
ſache zum Vortrage kommt. Sie haben dann in der Kreis⸗Armenkommiſſton für 
alle während ihrer Anweſenheit berathenen Landarmenſachen Sitz und Stimm. 
Kann der Diſtriktskommiſſarius der Einladung zur Kommiſſionsſitzung nicht Folge 
leiſten, ſo muß er ſein ſchriftliches Votum über die ihm zugewieſenen Landarmen⸗ 
ſachen, falls ſolches nicht ſchon früher geſchehen iſt, dem Kreislandrathe vor der 
Kommiſſionsſitzung einreichen. 4 
Für Behinderungsfälle der vier Mitglieder der Kreis-Armenkommiſſon, 
eule; Diſtriktskommiſſarien werden vom Kreistage eben jo viele Stellvertrete 
gewählt. 


Wählbarkeit und Amtsdauer der Mitglieder der Kreis-Armen— 
kommiſſionen, ſowie der Diſtriktskommiſſarien, reſp. der 
Stellvertreter. 


§. 4. 5 

Das Amt der Mitglieder der Kreis⸗Armenkommiſſion reſp. ihrer Ste 

vertreter, ſowie der Diſtriktskommiſſarien und deren Stellvertreter iſt ein Ehre 

amt, welches auch Anderen als Mitgliedern des Kreistages übertragen werden kan 
und wird unentgeltlich geführt. 3 

Daſſelbe kann nur aus denfelben Gründen wie eine Vormundſchaft abg 

lehnt und muß drei Jahre hindurch verwaltet werden. f 

Nach Ablauf der dreijährigen Wahlperiode iſt die Wiederwahl nur mit 

Zuſtimmung des Gewählten zuläſſig. N 


Geſchäftsordnung. 
§. 5. 


Die innere Geſchäftsordnung der Kreis⸗Armenkommiſſion bleibt ihre 
Beſchlußnahme vorbehalten, wobei jedoch die nachſtehenden allgemeinen Grundſake 
zu beachten ſind. 5 1 5 

Mit Inbegriff des Kreislandrathes müſſen wenigſtens drei Mitglieder d 
Kreis⸗Armenkommiſſion anweſend fein. „ 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlung, wenn dazu nicht ein für alle 
Mal beſtimmte Tage feſtgeſetzt ſind, ſo oft das Bedürfniß es erheiſcht. 5 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Votum des Vorſtzenden. 


ehandlung der Unterſtützungsanträge durch den Kreislandrath im 
| Allgemeinen. 


. 6. 


Jeder auf die Bewilligung einer fortlaufenden Unterſtützung oder von 
Kindererziehungsgeldern aus dem Landarmenfonds erhobene Antrag iſt zunächſt 
von dem Kreislandrathe zu unterſuchen und es ſind die zur Prüfung und Begrün⸗ 
dung deſſelben erforderlichen Exmittelungen anzuftellen. 

Wenn die Verhandlungen ſolchergeſtalt vollſtändig vorbereitet worden, find 
dieſelben zunächſt dem betreffenden Diſtriktskommiſſarius zur örtlichen Unterſuchung, 
dann aber auch durch den Kreislandrath der Kreis-Armenkommiſſion zur Begut- 
achtung vorzulegen. a 


Behandlung der Unterſtützungsanträge durch die Kreis-Armen— 
kommiſſion im Allgemeinen. 


. | F 1 

5 Die Kreis-Armenkommiſſion hat die Prüfung im Weſentlichen darauf 
qu richten: 

ap) ob die Landarmenqualität anzuerkennen it; 


b) ob nach ihrem Ermeſſen mit Rückſicht auf die vorwaltenden thatfächlichen 
Verhältniſſe und nach perſönlicher Kenntnißnahme des 1 4 
Diſtriktskommiſſarius von der Lage des zu Unterſtützenden die Gewähr 
rung einer Unterſtützung aus dem Landarmenfonds unumgänglich noth⸗ 
wendig und in welcher Art, ſowie in welchem Maaße dieſelbe erforder⸗ 


lich iſt. 


Nähere Normen zur Unterſuchung und Prüfung der Unterſtützungs— 
a anträge. 5 


. 8. 

„ Zum Anhalt für dieſe Unterſuchung und Prüfung ($$. 6. und 7.) fol die 
ſuchſtehende nähere Anleitung dienen. J 

e . Was die dem Kreislandrath obliegende Unterſuchung betrifft, fo 
müſſen die Verhandlungen ergeben: 1 


1) Vor- und Geſchlechtsname, Gewerbe, Stand und Religion der die 
Armenpflege nachſuchenden Perſonen. 


2) Geburtsort und Alter nach Jahr und Tag der Geburt; im zweifelhaften 
r. 6884.) ö Falle 


Rama a 


Falle iſt der Taufſchein zu erfordern, event. ift anzugeben, woſelbſt 
Taufe erfolgt iſt, namentlich bei Perſonen bis zum 27. Lebensjahre. 


Ob der zu Unterſtützende verheirathet iſt oder nicht, event. wie viel 
Kinder er hat und wie alt dieſelben ſind. 4 


Name, Stand, Vermögens-, Erwerbsverhältniſſe und Wohnort (Kreis, 
Provinz) der alimentationspflichtigen Verwandten (Eltern, Großelten, 
Kinder, Enkel, Geſchwiſter), ſowie die Feſtſtellung der ſonſt etwa zur 
Unterſtützung näher Verpflichteten (Dienſtherrſchaft, Stiftung u. ſ. w). 


Wenn der Arme minderjährig iſt, oder im Falle der Großjährigkeit noh 
dem elterlichen Hülfsdomizile folgt, ob fein Vater oder reſp. ſeine Mutter FF 
(efr. 88. 20. 21. und 22. des Armengeſetzes) irgendwo Drtsangehörig 
keitsrechte erlangten oder zu den Landarmen gehören; im Falle der noch 
beſtehenden Vormundſchaft iſt der Name, Stand und Wohnort des Bor I 
mundes, ſowie das vormundſchaftliche Gericht anzugeben. * 


Wenn der Arme grobiährig und fein Unterſtützungswohnſitz nach feinen 
eigenen perſönlichen Verhältniſſen zu ermitteln iſt, wo, wie lange und 
in welchen Verhältniſſen er nach erlangter Großjährigkeit während on 
letzten ſechs Jahre ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt gehabt, a 1 
auch, ob er einen eigenen Hausſtand gehabt, und wann, bei wem un 

in welcher Weiſe er feine Niederlaſſung nach $. 8. des Geſetzes über dl 
Aufnahme neuanziehender Perſonen vom 31. Dezember 1842. gemeldeſ 
und ob er ſchon eine Unterſtützung erhalten hat. 


8 7) Bei Wittwen und geſchiedenen Ehefrauen iſt derjenige Armenverhand 
255 feſtzuſtellen, welchem die Fürſorge für den Ehemann reſp. bei deſſe 
Ableben oder zu der Zeit, wo das Eheſcheidungserkenntniß rechtskräft 
geworden, obgelegen haben würde, wenn nicht die bisherige Verpflichtun 
durch dreijährige Abweſenheit erloſchen oder für einen anderen Armen 
verband neu entſtanden fein ſollte (efr. $$. 18. und 19. des Armen. 
geſetzes vom 31. Dezember 1842.). . 


8) Hinſichts der in der Ehe lebenden Frauen iſt derjenige Armen verband 
feſtzuſtellen, welcher zur Fürſorge für den Ehemann verpflichtet iſt. Wu 
eine Ehefrau, um ſich ſelbſtſtändig zu ernähren, vor ihrer Verarmug 
befugter Weiſe, getrennt von ihrem Manne, an einem anderen Orte 1 
gelebt hat, ſo iſt der etwa nach §. 1. des Armengeſetzes vom 31. De. a 
zember 1842. verpflichtete Unterſtützungswohnſitz derſelben zu ermitteln 
(efr. $. 17. ibid.). I 

9) In den Fällen der $$. 13. und 23. des Armengeſetzes vom 31. Deemlt 

1842. iſt insbeſondere zu ermitteln, wann die Entlaſſung der Militu 
perſonen aus dem Militairdienſte reſp. der Tod derſelben im Dien 
ſtattgefunden hat. N f 9 

10) In Krankheitsfällen iſt durch ärztliche Unterſuchung ſofort feſtzuſtelle 

an welcher Krankheit der Hülfeſuchende leidet, ob er durchaus kühn 


3 


nr 


4 


— 


5 


nr 


6 


— 


. 


1m 


bedürftig, oder ob die Kur außerhalb des Lazareths eben fo gut und 
vielleicht billiger bewirkt werden kann. f 
11) Bei Geſellen und Dienftboten, ob und bei welchem Meiſter oder bei 
welcher Dienſtherrſchaft ſie zuletzt in Arbeit geſtanden reſp. gedient haben; 
ob die Erkrankung bereits während des Arbeits- oder Dienſtverhältniſſes 
ſtattgefunden, die Entlaſſung aus ſolchem nur der Krankheit wegen 
erfolgt, und wie viel Zeit ſeitdem verfloſſen iſt. 


13᷑) Ueberall, wo nach Vorſtehendem die Zeitverhältniſſe von entſcheidendem 
5 Einfluſſe find, iſt darauf zu halten, daß nicht die bloße Dauer der Zeit- 
N räume, ſondern jederzeit ihr Anfang und Endpunkt ſo beſtimmt als 
möglich angegeben wird. 5 


13) Hinſichts der Nothwendigkeit der Unterſtützung iſt zu ermitteln, ob der 
Unterſtützungſuchende etwa felbft Vermögensobjekte beſitzt oder zu erwarten 
hat; ferner, ob der Arme nach dem über feine Erwerbsfähigkeit zu extra⸗ 
hirenden Atteſte eines kompetenten Arztes zu allen Arbeiten unfähig iſt, 
oder welche Art derſelben er noch zu leiſten vermag. Zugleich iſt im 
letzteren Falle die bisherige Ernährungsweiſe des Armen und der erweis⸗ 
liche Grund der Vermögensloſigkeit und Erwerbsunfähigkeit zu erforſchen. 


14) Hinſichts der Höhe und Art der Unterſtützung hat der Kreislandrath 
5 den ihm erforderlich erſcheinenden Betrag beſtimmt vorzuſchlagen und 
zu begründen, auch zu erörtern, ob Gründe vorhanden find, von dem 
den Landarmenverbänden nach $. 15. des Armengeſetzes vom 31. Dezember 
1842. zuſtehenden Rechte Gebrauch zu machen, d. h. den Armen dem⸗ 
jenigen örtlichen Armenverbande, in deſſen Bezirk ſich derſelbe befindet, 
zur Verpflegung zu überweifen; auch iſt dann zugleich der Betrag der 
zu gewährenden Entſchädigung in Vorſchlag zu bringen. 


„II. Die von Seiten der Kreis⸗-Armenkommiſſion und zunächſt von dem 
1 anzuſtellende Prüfung iſt dagegen hauptſächlich darauf 
richten: 


I) ob die aufgenommenen Verhandlungen die nach der Eigenthümlichkeit 
jedes Falles und den oben angedeuteken Beziehungen erforderlichen Ermit⸗ 
telungen vollftändig enthalten und die nöthigen Beſcheinigungen und 
Beweismittel beigefügt ſind. i 5 

Finden ſich dabei Mängel, oder ergiebt die perſönliche Kenntnißnahme 
von der Perſon und den Verhältniſſen des zu Unterſtützenden, welcher 
ſich die Diſtriktskommiſſarien in jedem Falle zu unterziehen haben und 

ohne welche keine Unterſtützung gerechtfertigt iſt, Zweifel gegen die Rich⸗ 
tigkeit derjenigen in den Verhandlungen enthaltenen Angaben, die auf die 
Entſcheidung von Einfluß ſein würden, ſo iſt die Ergänzung und Aufklä⸗ 
rung bei dem Kreislandrathe zu beantragen. Iſt hierzu aber keine Veran⸗ 
laſſung, ſo iſt ſorgfältig zu erwägen: N 


5 Mob die aus den vorliegenden Ermittelungen hergeleiteten Folgerungen und 
eng 1867. (Nr. 6884.) 227 die 


6 


die Anträge des Kreislandrathes gerechtfertigt, oder einer Modifk 
n nd. Hierbei iſt hauptſächlich das Augenmerk darauf zu rich 


erpflichtung des Landarmenverbandes feſtſteht, oder auf ı 
örtlichen Armenverband ee iſt; ferner ob und in welch 
Maaße die Nothwendigkeit einer Unterſtützung anzuerkennen, in welche 
Art, in welchem Bekrage und von welchem Zeitpunkte dieſelbe zu 
gewähren iſt. 8 1 
Es ſind hierbei insbeſondere auch die Fälle ins Auge zu faſſen 
denen dem $. 35. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. gemäß 
Landarmenverband wegen der Weigerung desjenigen, welcher aus einem 
privatrechtlichen Verhältniſſe zur Verpflegung des Armen verpflichtet iſt, 
die Fürſorge für denſelben übernehmen muß, und demnächſt in Erwägung 
zu ziehen, ob die dem Landarmenverbande vorbehaltene Verfolgung eines 
derartigen Anſpruches im prozeſſualiſchen Wege oder nach Artikel 6 
13 — 15. des Armen⸗Ergänzungsgeſetzes vom 21. Mai 1855. (Gef 
Samml. S. 313. ff.) Ausſicht auf Erfolg verſpricht. 


1 
ob die 


Beſchlüſſe der Kreis-Armenkommiſſion. 


N N 5 f 

Nach den Reſultaten dieſer Erörterungen, worüber der betreffende Diſtriftz 

kommiſſarius, falls er in der Sitzun anweſend iſt, event. der Kreislandrath 

e hält, giebt die Kreis⸗Armenkommiſſion ihre beſtimmte Erklärung über di 
im F. 8. f 


Nr. II. bezeichneten Fragen nach der Stimmenmehrheit ab. 
c Der Beſchluß wird niedergeſchrieben und mit den Verhandlunge 
Landarmen⸗Direktion zu Händen des ſtändigen Kommiſſarius durch den Kreisland 
rath zur weiteren Veranlaſſung eingereicht. 5 


Kontrole über die Verwendung der bewilligten 
Unterſtützungen. 


F. 10. 


Außer dieſen auf die Bewilligung von Unterſtützungen bezüglichen Oblie 
heiten haben die Kreis⸗Armenkommiſſionen auch die Verwendung der gen ten 
Unterſtützungen zu überwachen, und die Diſtriktskommiſſarien zu dieſem Zuel 
die in ihrem Bezirke befindlichen Landarmen fortdauernd im Auge zu behalten und 
gelegentlich von ihren Verhältniſſen und ihrer Lebensweiſe Kenntniß zu neh 
ſowie der Kreis⸗Armenkommiſſion zur Mittheilung an die Landarmen⸗Dire 
am Schluſſe jedes Jahres hierüber Bericht zu erſtatten. . 
. Sollten hierbei Mißbräuche wahrgenommen werden, und ſich namen, 

die Fortdauer der Unterſtützung ganz oder theilweiſe nicht mehr als nothwendig 
erdweiſen, jo iſt dem Kreislandrathe un weiteren Veranlaſſung durch den ang” 
Kommiſſarius davon ſofort Mittheilung zu machen. Insbeſondere 9 5 i 
RE ; U j 


Nachweis der vorhandenen Landarmen. 


K. 11. 


Alm die Diſtriktskommiſſarien in den Stand zu ſetzen, dieſer wichtigen 
ufgabe ($. 10.) zu genügen, follen ihnen namentliche Nachweiſungen der in jedem 


rke vorhandenen Landarmen, der ihnen gewährten Unterſtützungen und der 
legeeltern der untergebrachten Kinder Seitens der Landarmen⸗Direktion durch die 
ſreislandräthe mitgetheilt werden. 1 


Regulatib 
| über 
die Theilnahme der Weſtpreußiſchen Staͤnde an der Verwaltung 
des Landarmenhauſes zu Graudenz. 


Auf den Antrag der getreuen Stände Unferes Königreichs Preußen haben 

in dem Landtags⸗Abſchiede die weiteren Einleitungen mit den vom Landtag 
wegen des Landarmenweſens gewählten Bevollmächtigten über die Theilnahm 
der Stände an der Verwaltung des Landarmenhauſes und der Beſſerungsanſtal 
zu Graudenz anzuordnen geruht, und befehlen nunmehr, nach den Uns deshalb 
von den Ständiſchen Bevollmächtigten gemachten Vorſchlägen und deshalb 
ſtatteten Gutachten, Folgendes: : 


SE 


Bei der Unſerem Oberpräſidenten in der Inſtruktion vom 31. Dezember 
v. J. F. 1. Nr. 1., . 2. Nr. 2. aufgetragenen Verwaltung des Landarmen⸗ und 
Beſſerungshauſes zu Graudenz als einer Anſtalt, welche ſich auf den Be 0 
Be Regierungen erſtreckt, behält es das Bewenden, doch bleibt ihm überlaſſen. 
ie ſpezielle Verwaltung der Regierung zu Marienwerder, als in deren Ball” 
die Anſtalt befindlich iſt, zu übertragen. : 


$. 2. 

Den Ständen foll es geftattet fein, auf dem Landtage zwei Abgeordneſ 
des erſten, Einen des zweiten und Einen des dritten Standes für die Angelegen 
heiten der Anſtalten zu bevollmächtigen, welche zuſammen eine Landarmen⸗Kom 
miſſion bilden, die unter dem Präſidium des Oberpräſidenten ſteht. i 


$. 3. i 

Dieſe Bevollmächtigten ſollen im Januar und September jeden Jahres 

entweder insgeſammt oder einzeln zur Stelle von der inneren und äußeren B 
ſchaffenheit der Anſtalt die genaueſte Kenntniß nehmen und ſolche außer DM 
gewöhnlichen Verwaltungsformen mit dem Auge des Eigners und ſorgfältgel 
Hausvaters betrachten. Ihr Aufenthalt zu Graudenz foll ſich über den Zeitraum 
Von acht Tagen hinaus nicht erſtrecken. Inſonderheit ſollen ſie erwägen, wiefen 
dem beſtehenden Reglement, den Vorſchriften und Anordnungen der verwaltende 
Behörden gemäß, verfahren iſt, wozu ihnen die Benutzung der Regiſtratu 115 


05 ö 
E⸗ 


ein 


ſchaft vorb 
5 §. 4. 

Zur Erreichung dieſer Beſtimmung find die Bevollmächtigten befugt, ſich 
die Rechnungen und Kaſſenabſchlüſſe vorlegen zu laſſen, auch bei Unſerem Ober⸗ 
Wäfidenten darauf anzutragen, daß diejenigen Ueberſichten angefertigt werden, die 
fie zu bedürfen glauben. 5 


8 
Uueber den Befund nehmen fie ein Protokoll auf, machen Vorſchläge zur 
Ahülfe gefundener Mängel und zu Verbeſſerungen, und reichen alles dieſes dem 
Oberpräſidenten zur weiteren Veranlaſſung ein. 85 
| | . 6. 5 
Bei Beſetzung eröffneter Stellen geſtatten Wir ihnen, ſich über den Be⸗ 


lg des dem neuen Beamten zu gewährenden Gehalts zu äußern, doch mit 
Vorbehalt der Entſcheidung des berpräſidenten, dem als Aufſeher der verwal⸗ 
den Behörde Wir die Entſcheidung überlaſſen. 


. 8 
Cbenſo ſollen fie über den Koſtenaufwand bei neuen Einrichtungen, welche 
Verwaltungsbehörden nöthig finden, gehört und ihnen der jährliche Etat zur 
| Prüfung und gutachtlichen Aeußerung vorgelegt werden. 


en 

Die Mittheilungen der Regierungen an die ftändifche Landarmen⸗Kom⸗ 

ion und umgekehrt geſchehen durch den Oberpräfidenten, an den ſich beide 
| Behörden zu verwenden haben. 


EN | $ . 
Die Deputirten find verpflichtet, den Auftrag ſechs Jahre hindurch un- 
Ngeltlich zu führen. i i 
| . 10. | 
Bei Reifen erhalten fie zwei Thaler Tage- und Einen Thaler Meilen- 
Üder aus dem Landarmenfonds. 5 


Dem vorſitzenden Mitgliede des erſten Standes ſollen die Auslagen 55 
i 6884, s 5 5 


Die den Landarmenſachen bewilligte Portofreiheit foll auch der Landarn 
fa zuſtehen, wozu Wir ihr die Führung eines öffentlichen Siegels g 
ſtatten. 5 ö 1 
nn g 12 


Die Landarmen⸗Kommiſſion ſoll jedem Landtage über den Betrieb 
Auftrages Bericht erſtatten. Findet alsdann der Landtag Veranlaſſung, 
beſonderen Aufträgen zu verſehen, ſo hat ſie ſolche mit Zuſtimmung 
Oberpräſidenten auszurichten. 5 


Gegeben Potsdam, den 17. Oktober 1826. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 


re v. Schudmann. 


Allerhöchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1867. betreffend die Verleihung der fie 2 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee 
von Herford im Regierungsbezirk Minden über Exter nach Vlotho. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Herford, im Kreiſe gleichen Namens, Regierungsbezirk Minden, 
Exter nach Vlotho genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Herford 
s Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, 
hen en das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 
alien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in 
Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Herford gegen Uebernahme 
r künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
ltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
ungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
ſätlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
hnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffergeld- 
fe vom 29. Februar 1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
ki⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 8 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
enntniß zu bringen. N = 


Berlin, den 21. Auguſt 1867. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
| Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


68856886) (Nr. 6886) 


5 


(Nr. 6886.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. September 1867., betreffend die Verleih 

Sr fiskaliſchen Vorrechte an die Stadt Brandenburg für den Bau und 
Unterhaltung einer Chauſſee von Brandenburg in der Richtung au Gr 
ningen⸗Zieſar bis zur Grenze des Stadtbezirkes. i 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chau 
von Brandenburg in der Richtung auf Grüningen⸗Zieſar bis zur Grenze d 
Stadtbezirkes genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadt Brandenburg d 
Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundstücke, imgleich 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich der Stadt Brandenburg gegen Uebernahme der fünf 
tigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung d 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal | 
tenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Belt 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die S betreffend 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ le 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſeege 


Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Ch 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentl 


Kenntniß zu bringen. | 
5 Schloß Babelsberg, den 7. September 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. 


An den Finanzminister und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


